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Ein Blick auf die gesundheitspoliti-
sche Situation zum Jahreswechsel
muß bei uns Ärztinnen und Ärzten,
gleich wo wir tätig sind,Besorgnis aus-
lösen. Einen neuen Anfang, auf den
wir vor zwei Jahren noch hoffen durf-
ten, hat es nicht gegeben. Die gegen-
seitige Blockade der politischen
Mehrheiten in Bund und Ländern hat
vielmehr dazu geführt, daß wir vor ei-
nem Scherbenfeld stehen.

Der Versuch des Bundesgesund-
heitsministers, die Probleme ohne die
Länder durch zustimmungsfreie
„GKV-Neuordnungsgesetze“ zu lö-
sen, kommt dem Bemühen gleich, ein-
zelne Scherben irgendwie zusammen-
zusetzen. Es ist jetzt vorherzusehen,
daß das hierbei entstehende löcherige
Gebilde ständig reparaturbedürftig
sein wird.

Und: Die Krankenkassen rekla-
mieren inzwischen auf Bundesebene
ihren Machtanspruch unverhohlen;
sogar Minister Seehofer warnt neuer-
dings vor dem „Kassenstaat“.Aus den
jüngst von den Spitzenverbänden vor-
gelegten, medizinisch zum Teil recht
fragwürdigen Vorschlägen zur Aus-
grenzung von Leistungen könnte man
fast schließen, sie hätten ihre Inkom-
petenz bewiesen und jegliche Rück-
sichtnahme auf kranke Menschen auf-
gegeben.

Was kann die ärztliche Selbstver-
waltung tun? Angesichts des desola-
ten Umfeldes ist es notwendiger denn
je, die ärztliche Versorgung und damit
auch die ärztlichen Interessen in wirt-
schaftlichen Fragen unter einem Dach
zu bündeln. Ich habe deshalb vorge-
schlagen, alle Ärztinnen und Ärzte in
einer einzigen, gesetzlich eingerichte-
ten Körperschaft zu organisieren (sie-
he RhÄ Juni 1996, Seiten 13 ff.). Diese
Körperschaft soll den Sicherstellungs-
auftrag für den ambulanten und den
stationären Sektor übernehmen.

Die ärztlichen Kolleginnen und
Kollegen sind nach diesem Modell al-
le freiberuflich tätig und nicht auf eine
Sektor fixiert. Je nach regionalen Ge-
gebenheiten stellen sie in freier Praxis
oder im Krankenhaus – dort in einer
Art klinischen Variante der Gemein-
schaftspraxis – die ärztliche Versor-
gung sicher.

Die weitgehend undurchlässige
Sektorengrenze ist unter den Ge-
sichtspunkten der medizinisch opti-
malen und wirtschaftlichen Patienten-
versorgung wie auch standespolitisch

nicht aufrechtzuerhalten. Die Diskus-
sion um eine bessere Verbindung, um
„Integration“ oder „Verzahnung“, ist
zwar seit Jahren lebhaft, jedoch bleibt
das Problem ungelöst.

Das liegt nicht zuletzt daran, daß
die Sektorengrenze eben auch eine in-
nerärztliche Konfliktlinie markiert.
Ich bin ganz sicher, daß wir uns diesen
Konflikt politisch nicht mehr leisten
können, und meine deshalb, daß wir
uns auf die personell integrierte ärztli-
che Versorgung als standespolitisches
Ziel verständigen sollten.

Nun ist der Vorschlag spätestens
seit vergangenem Sommer einer brei-
teren ärztlichen Öffentlichkeit be-
kannt, und neben viel Zustimmung,
auch aus der Vertragsärzteschaft, hat
es einige Kritik insbesondere von
Krankenhausärzten gegeben. Viel-
leicht sollten diese noch einmal darü-
ber nachdenken, ob sie nicht die
Chance, durch unmittelbare Einbin-
dung in die gesamte Selbstverwaltung
mehr gesundheitspolitische Gestal-
tungsmöglichkeiten zu erlangen, un-
terschätzen. Ich glaube, daß dies der
Fall ist. Und vor allem: Die Gestal-
tungskraft der Ärzteschaft insgesamt
würde mit dem Fall der Sektorengren-
ze in der ärztlichen Versorgung erheb-
lich gestärkt.

Die Ärzteschaft braucht diese zu-
sätzliche Kraft, um im Gesundheits-
wesen ein wirklich gleichberechtigter
Partner zu bleiben. Denn diesen An-
spruch stellen einige bereits lautstark
in Frage: „Wir sollen den Sumpf
trockenlegen, aber müssen vorher die
Frösche fragen“, sagte kürzlich ein auf
Bundesebene wichtiger Kassenver-
treter, während er seine Vorschläge
für neue Strukturen in der ärztlichen
Versorgung darlegte.

Ich bin nicht bereit, die gesund-
heitspolitische Entwicklung künftig
aus der Froschperspektive zu betrach-
ten. Deshalb trete ich für eine starke
ärztliche Selbstverwaltung ein. Nur so
wird es eine Zukunft für den Arztbe-
ruf als freien Beruf und die individu-
elle Patient-Arzt-Beziehung als Dreh-
und Angelpunkt der medizinischen
Versorgung geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in
diesem Sinne wünsche Ihnen und
Ihren Familien ein persönlich und be-
ruflich erfolgreiches neues Jahr.
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Neue Kraft
Eine personell integrierte
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bessere politische Gestaltungs-
möglichkeiten bieten als der

Status quo.


